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Volksvertretung und Gesetzlichkeit
Mitwirkung gesellschaftlicher Gremien
bei Entscheidungen
über Bevölkerungsbauwerke
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Sektion Staats-, Wirtschafts- und Verwaltungsrecht
der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR
Dr. ECKHARD THOMANN,
heiter der Rechtsabteilung beim Magistrat von Berlin
Es gehört zur Verantwortung der Räte der Gemeinden, Stadt­
bezirke und Städte, die Errichtung und Veränderung von 
Bauwerken in ihrem Territorium in Übereinstimmung mit 
den Zielen der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu leiten und 
die Initiative der Bürger vor allem bei der Modernisierung, 
Rekonstruktion und Instandsetzung von Bauwerken — bei 
sparsamster Verwendung von Baumaterial, finanziellen Mit­
teln sowie unter Erschließung örtlicher Reserven — zu fördern 
(§ 66 GöV). Die VO über die Verantwortung der Räte der 
Gemeinden, Stadtbezirke und Städte bei der Errichtung und 
Veränderung von Bauwerken durch die Bevölkerung — VO 
über Bevölkerungstoauwerke — vom 8. November 1984 (GBl. I 
Nr. 36 S. 433)1 schafft neue Möglichkeiten für die Einbezie­
hung gesellschaftlicher Gremien in die Tätigkeit der örtlichen 
Räte auf diesem Gebiet.

Im Prozeß der Entscheidung über Anträge der Bürger auf 
Bauzustimmungen erhöht sich die Verantwortung des ört­
lichen Rates und der gesellschaftlichen Gremien zur Sicherung 
der staatlichen Ordnung bei der Errichtung und Veränderung 
von Bevölkerungsbauwerken. Gleichzeitig kann durch die 
Mitwirkung gesellschaftlicher Gremien widerrechtliche Bau­
tätigkeit wirksamer verhindert und bekämpft werden. Darin 
drückt sich deütlich der innere Zusammenhang von Gesetz­
lichkeit und sozialistischer Demokratie aus.1 2

Ehrenamtliche Bauaktive bei örtlichen Räten

Gemäß § 6 Abs. 2 der VO über Bevölkerungsbauwerke kann 
der Rat der Gemeinde, des Stadtbezirks oder der Stadt zur 
Vorbereitung der Entscheidung über die Anträge auf Zu­
stimmung zur Errichtung oder Veränderung von Bevölke­
rungsbauwerken ein ehrenamtliches Bauaktiv bilden, dessen 
Mitglieder durch den Vorsitzenden des jeweiligen Rates 
berufen werden. Erstmalig wurde damit eine allgemeinver­
bindliche rechtliche Regelung für diesen Bereich geschaffen.

Die Praxis zeigt, daß vor allem solche Bürger in die Aktive 
berufen wurden, die einen Bauberuf ausüben oder in anderer 
Weise für die Tätigkeit in einem Bauaktiv geeignet sind 
(so z. B. Schornsteinfeger, die insbesondere Fragen der Brand­
sicherheit der Bauwerke sachkundig beurteilen können). Viel­
fach wurden Angehörige der bei den Ausschüssen der Natio­
nalen Front bestehenden Bauaktive für die Tätigkeit in den 
ehrenamtlichen Bauaktiven bei den örtlichen Räten ge­
wonnen. Auch die Spartenvorstände des VKSK bilden Bau­
aktive aus geeigneten Fachleuten, die ebenfalls durch den 
Vorsitzenden des örtlichen Rates berufen werden. Dies ist 
Voraussetzung dafür, daß den Spartenvorständen durch den 
örtlichen Rat die Befugnis zur Erteilung von Bauzustimmun­
gen für Erholungsbauten und Nebengebäude übertragen 
werden kann (§ 17 der VO über Bevölkerungsbauwerke).

In der Regel werden die Mitglieder des ehrenamtlichen 
Bauaktivs vom zuständigen Ratsmitglied angeleitet, in den 
Gemeinden oft vom Bürgermeister. Sie werden in die Kon­
trolle der Bautätigkeit durch den Rat einbezogen, führen 
regelmäßig Sprechstunden durch und beraten Bürger, die ein 
Bauwerk errichten oder verändern wollen. Der Bürgermeister 
einer Gemeinde, das zuständige Ratsmitglied in den Stadt­
bezirken oder Städten bzw. die Vorstände der Sparten des 
VKSK erteilen ihre Zustimmung zum Antrag über die Errich- 
(ung oder Veränderung eines Bauwerks erst, nachdem das 
Bauaktiv gehört worden ist. Die Mitwirkung des Bauaktivs 
am Entscheidungsverfahren ist aber keine rechtliche Voraus­
setzung für die Entscheidung des Bürgermeisters oder des 
zuständigen Ratsmitgliedes über den Antrag auf Errichtung 
oder Veränderung eines Bevölkerungsbauwerks. Die recht­
liche Verantwortung für den Inhalt der Entscheidung tragen 
allein die Bürgermeister bzw. die durch Beschluß des Rates 
ermächtigten hauptamtlichen Ratsmitglieder (§ 10 der VO 
über Bevölkerungsbauwerke).

In den Gemeinden, Stadtbezirken und Städten bestehen 
nach § 14 GöV bei den jeweiligen Volksvertretungen Kommis­
sionen für Bauwesen, die zur Durchführung ihrer Aufgaben 
Aktive bilden können, in deren Tätigkeit weitere Bürger 
einbezögen werden (§ 13 Abs. 3 GöV). Die Vorlagen, Vor­
schläge und Stellungnahmen dieser Kommission und ihrer 
Aktive sind für den örtlichen Rat eine wichtige Unterstützung 
bei der Vorbereitung, Durchführung und Kontrolle von Ent­
scheidungen der Volksvertretung und des Rates auf dem 
Gebiet des Bauwesens. Die Aktive der Kommission für Bau­
wesen sind aber nicht identisch mit den Bauaktiven gemäß 
§ 6 Abs. 2 der VO über Bevölkerungsbauwerke und können 
auch nicht "deren Aufgaben übernehmen.

Ehrenamtliche Beauftragte der Staatlichen Bauaufsicht

Nach § 3 Abs. 4 der VO über Bevölkerungsbauwerke ist der 
zuständige örtliche Rat verpflichtet, ehe er die Zustimmung 
zur Veränderung oder Errichtung eines Bauwerks erteilt, die 
Baugenehmigung der Staatlichen Bauaufsicht einzuholen. Bei 
Anträgen zum Abriß von Bauwerken ist, soweit erforderlich, 
die Abrißgenehmigung einzuholen. Auch der Vorstand der 
Sparte des VKSK hat die bauaufsichtliche Prüfung der Bau­
unterlagen für Erholungsbauten und Nebengebäude zu ver­
anlassen und darf die Zustimmung erst dann erteilen, wenn 
die Baugenehmigung der Staatlichen Bauaufsicht vorliegt.

Diese Prüfung der Bauunterlagen über Bevölkerungsbau­
werke wird.in der Praxis oft von ehrenamtlichen Beauftrag­
ten der Staatlichen Bauaufsicht vorgenommen. Diese Beauf­
tragten werden von den Leitern der Staatlichen Bauaufsicht 
in den Bezirken und Kreisen eingesetzt (§§ 25, 26 der VO über 
die Staatliche Bauaufsicht vom 30. Juli 1981 [GBl. I Nr. 26
S. 313]), in der Regel z. B. für eine oder mehrere Gemeinden 
mit Zustimmung der zuständigen Bürgermeister. Jeder ehren­
amtliche Beauftragte muß eine Zulassungsprüfung ablegen 
und erhält nach bestandener Prüfung eine Zulassungsurkunde 
und einen Sonderausweis. Auf dieser Grundlage ist er berech­
tigt, Bauwerke der Bevölkerung und anderer Bedarfsträger, 
für deren Errichtung oder Veränderung nach der VO über 
Bevölkerungsbauwerke die Zustimmung des Rates der 
Gemeinde, des Stadtbezirks oder der Stadt erforderlich ist, 
in bauwintschaftlicher und sicherheitstechnischer Hinsicht zu 
prüfen, entsprechende Prüfbescheide auszustellen sowie die 
Baustellen zu kontrollieren.

Mit dem Prüfbescheid des ehrenamtlichen Beauftragten 
ist zugleich die in § 3 Abs. 4 der VO über Bevölkerungstoau­
werke geforderte Baugenehmigung der Staatlichen Bauauf­
sicht erteilt. Als Prüfbescheid und damit als Baugenehmigung 
der Staatlichen Bauaufsicht gilt auch der Stempelaufdruck 
des ehrenamtlichen Beauftragten auf den Bauunterlagen. Der 
Prüfbescheid ist Bestandteil der Zustimmung des zuständi­
gen örtlichen Rates zur Errichtung oder Veränderung eines 
Bauwerks. Gegen Entscheidungen (Prüfbescheide) des ehren­
amtlichen Beauftragten der Staatlichen Bauaufsicht können 
vom Antragsteller keine Rechtsmittel eingelegt werden. Da 
sie Bestandteil der Zustimmung des örtlichen Rates sind, 
kann der Antragsteller jedoch gegen die Entscheidung gene­
rell auf der Grundlage des § 16 der VO über Bevölkerungs­
bauwerke Beschwerde beim zuständigen örtlichen Rat ean- 
legen.

Die ehrenamtlichen Beauftragten der Staatlichen Bauauf­
sicht werden im Auftrag des Leiters der Staatlichen Bau­
aufsicht des Kreises auf der Grundlage von Vereinbarungen 
zwischen dem zuständigen Rat und der Staatlichen Bauauf­
sicht auf dem Territorium der Gemeinde, des Stadtbezirks 
bzw. der Stadt tätig. Sie sind nur dem Leiter der Staatlichen 
Bauaufsicht im Kreis für ihre bauaufsichtliche Tätigkeit 
verantwortlich. Ein Prüfbescheid des ehrenamtlichen Beauf­
tragten kann also nicht von einem Bürgermeister, sondern 
nur vom Leiter der Staatlichen Bauaufsicht des Kreises auf­
gehoben bzw. .geändert werden. Sind Prüfbescheide mit Auf­
lagen für Bauauftraggeber oder Bauauftragnehmer verbunden 
und ist der Bürgermeister mit diesen Auflagen nicht einver­
standen, entscheidet der Leiter der Staatlichen Bauaufsicht 
im Kreis.

1 Vgl. hierzu auch I. Gill/H. TarniCk, „Errichtung und Veränderung 
von Bauwerken durch die Bevölkerung“, NJ 1985, Heft 6, S. 237 ff.

2 Vgl. E. Krenz, Staat und Recht bei der weiteren Entfaltung der 
Vorzüge und Triebkräfte der sozialistischen Gesellschaft, Berlin 
1985, S. 66.


